4. Grundlagen des Mahn und Klageverfahrens

4.1.     Gerichtsbarkeit

Die rechsprechende Gewalt ist unabhängigen Richtern anvertraut, die dem Gesetzt unterworfen sind. Sie gliedert sich in fünf Gerichtsbarkeiten: die ordentliche Gewalt (für Zivil- und Strafsachen), die Arbeits-, Sozial-, Verwaltungs-, und Finanzgerichtsbarkeit. Für die Überwachung der Einhaltung der jeweiligen Landesverfassung gibt es in jedem Bundesland einen Verfassungsgerichtshof und für die Überwachung der Einhaltung der Bundesverfassung (Grundgesetz) gibt es das Bundesverfassungsgericht. Die Rechsprechung ist Sache der Bundesländer, lediglich ist als höchste Instanz ein Bundesgericht eingeordnet.

Die Zivilgerichtsbarkeit besteht aus verschiedenen Gerichte:

Amtsgerichte: -     bestehend aus Abteilungen mit je einem Berufsrichter

· Streitigkeiten bis 10000DM

· Zivilabteilungen der Amtsgerichte nur für Familiensache und Wohnraummietverhältnissen zuständig

Landgerichte:  -     bestehen aus Zivilkammern mit je 3 Berufsrichtern 

· Streitigkeiten ab 10000DM

· Berufungsinstanz gegen Entscheidungen der Amtsgerichte

      Oberlandesgerichte: -    bestehen aus Sälen mit je 3 Berufsrichtern

         -    Berufungsinstanz gegen Entscheidungen der Landgerichte     

Bundesgerichtshof: -    Revisionsinstanz in Zivilsachen

Vor dem Landgericht, dem Oberlandesgericht und dem Bundesgerichtshof besteht Anwaltszwang. Zivilgerichte können nur über den Streitstoff entscheiden, den Kläger und Beklagter von sich aus unterbreiten.

4.2.     Mahngerichtverfahren, Zivilprozessverfahren

Mit dem Mahnverfahren soll ein Vollstreckungstitel beschafft werden. Das Verfahren ist auf Geldansprüche in inländischer Währung beschränkt. Auf Antrag erlässt das Amtsgericht ohne vorherige Prüfung einem Mahnbescheid, der dem Beklagten vom Gericht zugestellt wird. Er fordert den Antragsgegner auf, innerhalb von zwei Wochen die Schuld zu begleichen oder Widerspruch einzulegen. Wenn rechtzeitig Widerspruch eingelegt wird geht die Sache in das Klageverfahren (der Rechtsstreit wir an das Gericht weitergegeben). Legt der Antragssteller kein Widerspruch ein, erhält er einen Vollstreckungsbescheid, auf den er binnen zwei Wochen Einspruch einlegen kann. Wenn er Einspruch einlegt, wird der Rechtsstreit an das Gericht weitergegeben. Wird kein Einspruch eingelegt, ist der Vollstreckungsbescheid rechtskräftig.

Normaler Verlauf eines Klageverfahrens:

Klageerhebung ( Termin für die mündliche Verhandlung ( Aufforderung an den Beklagten zur Verteidigung gegen die Klage ( Klageerwiderungsschrift durch den Beklagten ( schriftliche Stellungnahme des Klägers auf die Klageerwiderung ( Haupttermin zur mündlichen Verhandlung ( Beweisaufnahme (falls erforderlich) ( Schluss der mündlichen Verhandlung ( Urteil

Das Urteil ist jedoch noch nicht endgültig, denn die Partein können in Berufung gehen.

Das Revisionsgericht ist jeweils das nächst höher Gericht und Prüft nur ob rechtliche Fehler gemacht wurden.

4.3.     Vollstreckungsverfahren

Das Zwangsvollstreckungsverfahren regelt die Durchsetzung von Forderungen mithilfe staatlichen Zwangs. Will oder kann der Schuldner nach einem rechtskräftigen Urteil seine Schuld nicht zurückgeben, wird sie Gerichtsvollzieher geholt. Die Zwangvollstreckung erfolgt in das bewegliche und unbewegliche Vermögen. Die Dinge werden durch den Gerichtsvollzieher in Besitz genommen und später Versteigert bzw. Zwangsverwaltet (z.B. bei Immobilien). Den Erlös bekommt der Kläger bis er seine Schuld zurück hat. Allerdings muss er Schuldner das Lebensnotwendige behalten.

Keine Zwangsvollstreckung darf begonnen werden ohne: -    Vollstreckungstitel

                                                                     -    Vollstreckungsklausel

                                                                     -    Zustellung des                                

                                                                          Vollstreckungstitels an den               

                                                                                                        Schuldner

4.4.     Urkundenprozess

Der Urkundenprozess ist schneller als das normale Klageverfahren, denn der Kläger benötigt Urkunden als Beweise. Der Beklagte wiederum kann auch nur Urkunden zu seiner Verteidigung benutzen. So gibt es im Urkundenprozess keine Beweisaufnahme.

Wenn der Beklagte dem Anspruch nicht widerspricht, so ergeht ein Urteil zugunsten des Klägers, der sich schnell einen Vollstreckungstitel beschaffen kann. Widerspricht der Kläger wird er nur durch ein sog. Vorbehaltsurteil verurteilt. Das bedeutet, dass dem Beklagten vorbehalten bleibt, seine Einwendungen in einem Nachverfahren (Klageverfahren) geltend zu machen.

